Vertrag iber
Wohnraum mit Pflege- und Betreuungsleis-
tung

Der vorliegende Vertrag bietet eine rechtliche
Grundlage fiir die Erbringung solcher Leistun-
gen, die dem Bewohner — gemeint ist im Rah-
men dieses Vertrages immer auch die Bewoh-
nerin — ein trotz seines Hilfebedarfs weitge-
hend selbstandiges und selbstbestimmtes Le-
ben erméglichen. Er soll die privaten Belange
des Bewohners mdglichst unberihrt lassen.
Dieser Vertrag bestimmt die in diesem Zusam-
menhang bedeutsamen Rechte und Pflichten
der an seinem Abschluss beteiligten Parteien.

Wir verfolgen das Konzept einer ganzheitli-
chen, die Pflegebediirftigen nach ihren indivi-
duellen Fahigkeiten und Bedirfnissen aktivie-
renden Pflege. Hieraus folgt das Erfordernis
eines vertrauensvollen  Zusammenwirkens
gleichermalen zwischen Bewohnern, Angeho-
rigen, Pflegepersonal und Pflegeeinrichtungs-
trager sowie ehrenamtlich tatigen Personen.

Dieser Vertrag erfasst die Rechte und Pflich-
ten des Pflegeeinrichtungstragers und des Be-
wohners. Diese Rechte und Pflichten ergeben
sich aus einer Reihe von Vorschriften und Ver-
trdgen. Diese setzen Rahmenbedingungen,
die fiir die Beziehung zwischen dem Bewoh-
ner und dem Pflegeeinrichtungstrager malige-
bend sind. Zu den genannten Vertrdgen gehé-
ren die auf Landesebene zwischen den Pfle-
gekassen den Verbanden der Pflegeeinrich-
tungstrager sowie der Sozialhilfetrdger zu
schliefenden Rahmenvertrage. Auf den in un-
serem Bundesland geltenden Rahmenvertrag
nimmt der vorliegende Vertrag verschiedent-
lich Bezug. Daher finden Sie in der Anlage
Auszlige aus dem Rahmenvertrag, dessen In-
halt in der jeweils aktuellen Fassung in vollem
Umfang auch fir den vorliegenden Vertrag
gilt. Selbstverstandlich kénnen Sie den ge-
samten Wortlaut des Rahmenvertrages in un-
serer Pflegeeinrichtungsverwaltung einsehen.

Darliber hinaus sind Fragen des Vertragsrech-
tes im Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz
(WBVG) geregelt.

Erganzend mochten wir Sie vor Einzug in un-
sere Einrichtung auf Folgendes hinweisen:
Vor oder unverziiglich nach Einzug in unsere
Pflegeeinrichtung sind Sie geméafs § 36 Abs. 4
S. 1 Infektionsschutzgesetz verpflichtet, ein
arztliches Zeugnis dariiber vorzulegen, dass
bei Ihnen keine Anhaltspunkte fiir das Vorlie-
gen einer ansteckungsfdhigen Lungentuber-
kulose vorhanden sind. Wir bitten Sie daher,
ein derartiges &rztliches Zeugnis méglichst bei
Unterzeichnung des Vertrages zur Verfiigung
zu stellen.
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1. Vertragspartner / Vertragsbeginn

1.1 Vertragspartner sind

Haus Amselhof  Seniorenresidenz
GmbH, Kleingemiinder Strale 37,
69118 Heidelberg, vertreten durch die

Geschaftsflihrer Herren  Peter-Paul
Gruber und Dr. Thomas Schmidt,
ebenda,
vertreten durch
die Hausleitung
Herrn / Frau

im Folgenden

- Pflegeeinrichtungstréger -

genannt
- ist im Vertragstext von ,wir“ o. ,uns”
die Rede, so ist der Pflegeeinrich-
tungstréger gemeint -
und

Frau/Herrn

im Folgenden - Bewohner - genannt
vertreten durch

Frau / Herrn

[l Betreuer/in, ausgewiesen durch
die Bestallungsurkunde des
Amtsgerichts

ZuAz.:

vom:

L] Bevollmachtigte/r), ausgewiesen
durch Vollmachtsurkunde

vom:

zu Az

1.2 Vertragsbeginn:

2. Unsere Leistungen

2.1. Wir sehen es als unsere Aufgabe, die
Wirde sowie die Interessen und Be-
diirfnisse der Bewohner vor Beein-
trachtigungen zu schiitzen; entspre-
chend werden wir die Selbsténdigkett,
die Selbstbestimmung und die Selbst-
verantwortung der Bewohner wahren
und fordern. Art, Inhalt und Umfang der
Leistungen richten sich nach dem
WBVG, dem Versorgungsvertrag des
Pflegeeinrichtungstragers nach §§ 72,



73 Sozialgesetzbuch XI (SGB XI) und dem
Rahmenvertrag gem. § 75 SGB XI in der je-
weils gliltigen Fassung.

Die ins Einzelne gehende Festlegung der-
jenigen Leistungen, auf die der Bewohner
einen Anspruch hat, wird durch soge-
nannte Rahmenvertrage gemaR § 75 SGB
Xl, die auf der Ebene der Bundeslander
geschlossen werden, geregelt. Eine ge-
naue Beschreibung derjenigen Leistun-
gen, die der Pflegeeinrichtungstréger ge-
geniiber dem Bewohner zu erbringen hat,
ist daher dem Rahmenvertrag, dessen In-
halt unmittelbar auch zum Inhalt des vor-
liegenden Vertrages wird, zu entnehmen.
Die insoweit einschldgigen Vorschriften
sind die im Anlageverzeichnis unter den
Punkten ,Inhalt der allgemeinen Pflege-
leistungen®, ,,Unterkunft®, ,Verpflegung“
sowie ,Zusatzleistungen“ genannten.
Nach geltendem Vertragsrecht (WBVG) sind
in diesem Vertrag die Leistungen des Pflege-
einrichtungstragers an den Bewohner im Ein-
zelnen zu benennen. Der Pflegeeinrich-
tungstrager weist allerdings ausdriicklich
darauf hin, dass zu einem spateren Zeit-
punkt Leistungs- und Entgeltverénderun-
gen mit Blick auf den vorliegenden Ver-
trag eintreten konnen.

Die beigefiigten rahmenvertraglichen Rege-
lungen sowie die Regelungen des vorliegen-
den Vertrages gelten entsprechend auch fir
privatversicherte und unversicherte Bewoh-
ner.

Vertragsgrundlage sind die als ,Informatio-
nen vor Vertragsschluss nach § 3 WBVG"
Uberreichten Schriftstlicke.

Im Ubrigen weichen die vertraglichen Verein-
barungen von den vorvertraglichen Informa-
tionen

[ nicht ab
Clwie folgt ab:

2.2 Private und gemeinschaftliche Raumlichkei-

ten
Der Bewohner bewohnt ein

[ zweibettzimmer
[ Mehrbettzimmer
[ Einbettzimmer

Nr.:
Etage:

Wohnbereich:
im

Ihm stehen alle Gemeinschaftsraume zur
Verfigung. Die dem Bewohner nach diesem
Vertrag zur Verfigung stehenden Gemein-
schaftsrdume ergeben sich aus dem in der
Anlage beigefligten Prospekt/ Raumkonzept/
Raumverzeichnis/.

Fir die Ausstattung der Bewohnerzimmer gilt
Folgendes: Das Mitbringen eigener Mdbel
und Ausstattungsstiicke ist mdglich und aus-
driicklich in unserer Pflegeeinrichtung auch
erwiinscht. Dies bedarf aber aus Platzgriin-
den, hygienischen, heimrechtlichen und pfle-
gerischen Gesichtspunkten heraus in jedem
Falle der ausdriicklichen Vereinbarung. Die
Zimmer im Pflegebereich sind im Ubrigen be-
reits ihrem Zweck entsprechend mébliert und
eingerichtet (Pflegebett, Nachtschrank, Klei-
derschrank sowie

Ein (ber den hier dargestellten Raum- und
Ausstattungsstandard hinausgehendes An-
gebot kann — soweit verfligbar — vereinbart
werden.

Ein Umzug innerhalb der Einrichtung darf nur
im Interesse des Bewohners und im aus-
drlicklichen Einvernehmen mit ihm bzw. sei-
nem Betreuer erfolgen.

Uber personliches Eigentum, das vom Pfle-
geeinrichtungstrager in Verwahrung genom-
men werden soll (Wertsachen etc.), wird eine
Liste angefertigt und von den Vertragspart-
nern unterschrieben. Der Pflegeeinrichtungs-
trager darf ungewdhnlich wertvolle, sperrige
oder gefahrliche Gegenstande zurlickweisen.

2.3 Die pflegerische und soziale Betreuung/ Zu-

satzliches Angebot nach § 87 b SGB XI

Wir erbringen gegeniiber dem Bewohner ent-
sprechend unserer Konzeption die Leistun-
gen der Grund- und Behandlungspflege nach
den jeweils geltenden Vorschriften des SGB
XI; dies ist derzeit § 43 Abs. 2 S.1 SGB XI.
Die pflegerischen Leistungen werden vom
Pflegeeinrichtungstrager entsprechend dem
Betreuungsbedarf des Bewohners unabhén-
gig von der konkreten Zuweisung zu einer
Pflegestufe erbracht. Hinzu treten Leistungen
der sozialen Betreuung, § 43 Abs. 2 SGB XI.

Unser pflegerisches Angebot sowie das der
sozialen Betreuung bestimmt sich nach den
jeweils giltigen rahmenvertraglichen Vor-
schriften (vgl. die im Anlageverzeichnis un-
ter dem Punkt ,Inhalt der allgemeinen
Pflegeleistungen” genannten Vorschrif-
ten). Wir werden die durch uns angebotenen
und gewahrten Leistungen jederzeit auf dem
aktuellen, allgemein anerkannten Stand fach-
licher Erkenntnisse halten. Der Pflegeeinrich-
tungstrager wird besonderes Augenmerk auf
die Einhaltung der jeweils giiltigen MaRstabe

und Grundsatze zur Sicherung und Weiter-
entwicklung der Pflegequalitit (§ 113 SGB
XI) richten und seine Leistungen nach den
Grundsétzen der aktivierenden Pflege er-
bringen; er wird ein Qualitdtsmanagement
einrichten und betreiben, das dem allge-
mein anerkannten Stand und geltendem
Recht entspricht.

Zu den bereits genannten Regelwerken
treten zukiinftig auch die so genannten Ex-
pertenstandards nach § 113 a SGB XI hin-
zu. Diese konkretisieren den allgemein an-
erkannten Stand der medizinisch-pflegeri-
schen Erkenntnisse, gelten aber zunachst
nur im Verhaltnis zwischen den Kostentra-
gern und dem Pflegeeinrichtungstrager.
Unter bestimmten Voraussetzungen (z. B.
§ 115 Abs. 3 SGB XI) kénnen hieraus auch
Rechte des Bewohners erwachsen.

Es wird darauf hingewiesen, dass unsere

Pflegeeinrichtung ein besonderes Betreu-
ungsangebot fiir Pflegebediirftige mit dau-
erhaft erheblich eingeschrénkter Alltags-
kompetenz gemaR § 87 b Abs. 1 SGB XI
vorhélt. Das Angebot umfasst eine zusétzli-
che Betreuung und Aktivierung des Bewoh-
ners Uber die nach Art und Schwere der
Pflegebediirftigkeit erforderliche Versor-
gung hinaus. Der Bewohner hat gegenuber
dem Pflegeeinrichtungstréger Anspruch auf
Nutzung dieses zusétzlichen Angebotes,
soweit seine Pflegekasse oder der MDK
einen entsprechenden Bedarf festgestellt
haben und die Pflegekasse aufgrund einer
Vereinbarung mit dem Pflegeeinrichtungs-
trager an diesen einen Vergitungszu-
schlag nach § 87 b SGB XI zahlt. Die Be-
treuungsleistungen werden durch zusatzli-
ches Personal erbracht, das weder Uber
Pflegesatze noch (iber Vergiitungen fiir et-
waige Zusatzleistungen nach § 88 SGB XI
refinanziert ist. Diese Leistungen sind fiir
den in der sozialen Pflegeversicherung ver-
sicherten Bewohner kostenfrei und werden
vom Pflegeeinrichtungstréger unmittelbar
mit der Pflegekasse abgerechnet. Privat-
versicherte erhalten das Betreuungsange-
bot unter entsprechenden Voraussetzun-
gen bei Vorliegen einer Zusage gegeniiber
dem Bewohner; auf Wunsch des Bewoh-
ners wird unmittelbar gegenuber der priva-
ten Pflegekasse abgerechnet. Entspre-
chend wird mit Blick auf einen etwaigen
Beihilfeanspruch verfahren.

2.4. Unser Leistungsangebot im Bereich Unter-

kunft und Verpflegung

Die Leistungen der Unterkunft und Verpfle-
gung werden in unserer Pflegeeinrichtung
nach MalRgabe des Rahmenvertrages (vgl.
die im Anlageverzeichnis unter dem
Punkt ,,Unterkunft und Verpflegung“ ge-
nannte Vorschrift) erbracht.

Der Bewohner erhélt taglich die Ublichen
Mahlzeiten  angeboten (Friihstiick, Mit-
tagessen, Abendessen, Nachmittagskaf-
fee); im Bedarfsfalle und auf insbesondere
érztliche Anordnung werden weitere Mahl-



zeiten wie Zwischenmahlzeiten, Diat oder
Schonkost gereicht. Der Pflegeeinrichtungs-
trdger gewahrleistet die ausreichende Ge-
trankeversorgung.

242

Dem Bewohner wird von uns der Wasche-
dienst im durch den Rahmenvertrag festge-
legten Umfang vom Pflegeeinrichtungstrager
abgenommen. Zumindest umfasst dies den
gesamten Waschedienst mit folgender Ein-
schrénkung: Bekleidungsstiicke, die nicht
maschinell gewaschen und nicht maschinell
gebiigelt werden kénnen, werden mit Einver-
standnis des Bewohners und gegen Weiter-
leitung der entsprechenden Kosten an ihn in
eine Textilreinigung gegeben. Mit Blick auf
den vom Pflegeeinrichtungstréger Ubernom-
menen Waschedienst gilt, dass fiir solche
Kleidungsstlicke, die nicht namentlich ge-
kennzeichnet worden sind, keinerlei Haftung
wegen Abhandenkommens  Ubernommen
werden kann.

243

Der Pflegeeinrichtungstrager tbernimmt die
notwendigen Reinigungsarbeiten aller R&u-
me im durch den Rahmenvertrag festgeleg-
ten Umfang. Mindestens einmal pro Woche
erfolgt eine Grundreinigung. Es steht dem
Bewohner — soweit er dies wiinscht - frei,
sich an der Reinigung seines Zimmers zu be-
teiligen.

244
Heizung, Warm- und Kaltwasserversorgung,
Stromversorgung, Abwasser- und Abfallent-
sorgung etc. werden vom Pflegeeinrichtungs-
trager im durch den Rahmenvertrag festge-
legten Umfang erbracht.

25

Bieten wir Zusatzleistungen an, so konnen
diese im Einzelfall mit dem Bewohner verein-
bart werden. Sie werden in diesem Fall ge-
sondert zu den in der Anlage mitgeteilten
Verglitungen in Rechnung gestellt. Zusatz-
leistungen umfassen solche Leistungen, die
von den Regelleistungen gemaR Punkt 2.3
und 2.4 nicht erfasst sind. Es gilt die rahmen-
vertragliche Festlegung (vgl. die im Anlage-
verzeichnis unter dem Punkt ,,Zusatzleis-
tungen* genannte Vorschrift).

26.

Der Pflegeeinrichtungstrager darf Teilberei-
che der Leistungserbringung auf Dritte Uber-
tragen (externe Dienstleister). Er bleibt je-
doch fiir alle nach diesem Vertrag zu erbrin-
genden Leistungen selbst verantwortlich.
Dies kann die Bereiche Wascherei, Kiiche,
Verwaltung, Haustechnik und Hausreinigung
betreffen. Der Bewohner befreit den Pflege-
einrichtungstrager gegentiber den entspre-
chenden Dienstleistern von seiner Schweige-
pflicht, allerdings nur soweit, als dies zur ord-
nungsgeméaRen Aufgabenerledigung durch
den Dienstleister erforderlich ist.

3. Die medizinische Betreuung und weitere
Leistungen

-3-

3.1 Behandelnde Arzte kdnnen frei ausgewahlt
werden. Der Bewohner unterrichtet den Pfle-
geeinrichtungstrager von der getroffenen
Wahl.

3.2 Die arztliche und gesundheitliche Behand-
lung und Betreuung wird vom Pflegeeinrich-
tungstrager sichergestellt, aber erst dann ver-
anlasst, wenn der Bewohner keinen behan-
delnden Arzt benennen kann.

3.3 Der Bewohner erklart sich damit einverstan-
den, dass jeder behandelnde Arzt, der Kran-
kenhaustrager und der Trager einer Rehabili-
tationseinrichtung den Pflegeeinrichtungstra-
ger mit Blick auf die Erfordernisse der tagli-
chen Pflege informiert und die erforderliche
Medikation mitteilt. Zu diesen Zwecken wird
er von der &rztlichen Schweigepflicht befreit.

34 Leistungen der behandelnden Arzte kénnen
nicht Gegenstand dieses Vertrages sein.
Nicht vom Leistungsumfang erfasst sind auch
solche Sachleistungen, die nach dem Sozial-
gesetzbuch V (SGB V) von der zusténdigen
Krankenkasse oder von anderen Leistungs-
tragern nach den jeweils einschlagigen Vor-
schriften zu erbringen sind sowie Leistungen
anderer, nicht im Bereich der vollstationdren
Pflege tatiger Leistungserbringer.

4. Die Entgelte fiir Regelleistungen / Zusatzleis-
tungen

4.1 Die nachstehenden Regelleistungen sind mit
der Entrichtung der Entgelte sémtlich vergu-
tet. Bei Nichtinanspruchnahme einzelner zur
Verfigung stehender Regelleistungsangebo-
te andert sich die Berechnung nicht, wenn
der Bewohner Regelleistungen oder Teile
hiervon nicht in Anspruch nehmen will oder
kann. Punkt 5.1.2 bleibt unbertihrt.

4.2 Mit dem Entgelt sind abgegolten:

421
Pflegebedingte Aufwendungen / soziale Be-
treuung gem. § 82 Abs. 1 Nr. 1 und S. 2 SGB
XI

Enthalten ist der Vertragspunkt 2.3.

422
Unterkunft und Verpflegung gem. § 82 Abs. 1
Nr.2 SGB XI

Enthalten ist der Vertragspunkt 2.4.

423
Betriebsnotwendige Investitionsaufwendun-
gen. Diese werden gesondert ausgewiesen,
vgl. Punkt 5.

Enthalten ist der Vertragspunkt 2.2.

4.3 Etwaige Zusatzleistungen gem. § 88 SGB XI
werden gesondert abgerechnet (vgl. ggf. An-
lage).

4.4 Zusatzliche Betreuungs- und Aktivierungs-
leistungen gem. § 87 b SGB XI sind fiir Leis-
tungsbezieher der sozialen Pflegeversiche-
rung unentgeltlich; privat Versicherte haben
gegebenenfalls einen Erstattungsanspruch

gegen ihre Versicherung (vgl. Punkt 2.3.2).
Nicht Pflegeversicherte haben in der Regel
keinen Anspruch auf diese Leistungen.

5. Die Hohe des Entgeltes, die Falligkeit und
Zahlung

Die nach diesem Vertrag zu erbringenden
Entgelte sind mit Pflegekassen und ggf.
auch Sozialhilfetrdgern ausgehandelt. Hier-
bei sind im Rahmen des rechtlich Mdgli-
chen samtliche Kosten aufgrund einer
durchschnittlichen Ermittiung und Vertei-
lung auf alle Bewohner in die Gesamtent-
gelte eingeflossen; sie sind daher ein Aus-
druck des Solidaritatsgedankens und stel-
len Pauschalvergitungen dar. Diese Ent-
gelte sind gemaR Vertragsrechtlicher und
pflegeversicherungsrechtlicher  Vorgaben
nach den in 4.2 genannten Leistungsarten
aufzuschliisseln.  Diese  Verglitungsbe-
standteile bilden gemeinsam das Gesam-
tentgelt.

Die fiir die pflegebedingten Aufwendungen
einschlieRlich der sozialen Betreuung zu
leistende Vergitung kann entsprechend
der Pflegeklassen 0, I, II, 1ll, Ill/ Hartefall
eine abweichende sein. Bei der Zuordnung
zu einer Pflegeklasse sind die Pflegestu-
fen, die auf eine Zuweisung durch die zu-
standige Pflegekasse zurlickgehen, zu-
grundezulegen, vgl. § 84 Abs. 2 SGB XI.
Anderungen kénnen sich unter den unter
6.1, dort vorletzter und letzter Unterabsatz,
dargestellten Voraussetzungen ergeben.
Die weiteren Vergiitungsbestandteile sind
von der Pflegeeinstufung unabhangig.

5.1 Das Gesamtentgelt betragt zur Zeit tag-
lich fiir die

Pflegestufe 0/G: EUR

Pflegestufe I: EUR
Pflegestufe II: EUR
Pflegestufe llI: EUR

Pflegestufe III/

Hértefall § 43 Abs.

3 SGB XI: EUR

Das Bewohnen eines Einzelzimmers
lasst weitere Kosten entstehen von:

EURO pflegetaglich.

—  Aktuelle Pflegestufe/ Pflegeklasse
des Bewohners:

Das Gesamtentgelt setzt sich aus den Ent-
gelten fir die allgemeinen Pflegeleistungen
(5.1.1), Entgelte fir Unterkunft (5.1.2),
Entgelte fiir Verpflegung (5.1.2) und den
gesondert berechenbaren Investitionsauf-
wendungen (5.2) wie folgt zusammen. -

5.1.1
Die Entgelte fiir allgemeine Pflegeleis-
tungen, medizinische Behandlungs-
pflege und soziale Betreuung betragen
zur Zeit taglich fiir die

Pflegestufe 0/G: EUR
Pflegestufe I: EUR
Pflegestufe II: EUR



5.1.2

Pflegestufe llI: EUR
Pflegestufe IIl/

Hartefall § 43 Abs.

3 SGB XI: EUR

Die Entgelte fiir Unterkunft und Verpfle-
gung betragen derzeit taglich fiir alle Pfle-
gestufen/Pflegeklassen

EUR

Soweit mit den Kostentrégern bereits ent-
sprechend verhandelt oder die Abgren-
zung anderweitig sicher ermittelbar ist,
werden die Kosten fiir ,,Unterkunft und
Verpflegung“ wie folgt aufgegliedert:

EUR
EUR

Unterkunft/taglich
Verpflegung/taglich

- Regelungen bei Sondenernahrung -

L Derinden Entgelten fiir Verpflegung

enthaltene Sachkostenanteil Verpflegung
betrégt derzeit taglich EUR

Heimbewohner, die dauerhaft ausschlieRlich
auf Sondenerndhrung angewiesen sind, die
von einem Kostentrager (z. B. Krankenkas-
se) finanziert wird, erhalten diesen Sachkos-
tenanteil von dem Pflegeeinrichtungstrager
erstattet. Dies gilt nicht, wenn der Pflegeein-
richtungstréger die Kosten ibernimmt.

Wird ein abweichendes Entgelt fiir Verpfle-
gung mit den Kostentrégern fir den Fall ver-
einbart, dass Heimbewohner dauerhaft aus-
schlieBlich auf von einem Kostentrager finan-
zierte Sondenerndhrung angewiesen sind,
betragt dieses Entgelt derzeit taglich fiir alle
Pflegestufen/ Pflegeklassen EUR

Die Erstattung fiir Sondennahrung be-
tragt: EUR taglich.

Im Gesamtentgelt

enthalten ist zudem ein auf landesrechtlicher
Grundlage ermittelter Betrag mit Blick auf die
Kosten der Altenpflegeausbildung; die Héhe
betragt derzeit EUR pflegetaglich.

[ nicht enthalten ist ein Ausbildungsumlagebe-

5.2

trag, da er mangels gesetzlicher Legitimation
bei Bewohnern zumindest derzeit nicht refi-
nanziert wird.

Die gesondert berechenbaren Investiti-
onsaufwendungen betragen derzeit fiir
alle Pflegestufen/ Pflegeklassen im

Mehrbettzimmer:

EUR Gesamtbetrag
taglich.

Einzelzimmer:
EUR Gesamtbetrag

taglich.

53

54

55

-4 -

- Das Zimmer des Bewohners ist unter Punkt
2.2 benannt. -

Das Gesamtentgelt ist — vorbehaltlich der Re-
gelungen unter Punkt 5.5 — monatlich im Vor-
aus spatestens bis zum 5. Werktag zu zah-
len. Zusatzleistungen sind nach Abrechnung
zu zahlen. Der Bewohner verpflichtet sich, ei-
ner Zahlung der ihm zustehenden Renten-
oder sonstigen Altersversorgungsleistungen
auf ein Konto des Pflegeeinrichtungstragers
zuzustimmen; diese Uberleitung ist begrenzt
auf die Hohe des Eigenanteils am Gesam-
tentgelt, den der Bewohner nach Abzug der
Leistungen von Sozialversicherungs-, Sozial-
hilfe- und sonstigen Kostentragern zu (iber-
nehmen hat. Eine Abtretung des Renten-
oder sonstigen Altersversorgungsanspruches
ist hiermit nicht beabsichtigt und bedarf einer
gesonderten Vereinbarung. Fir die Rechtzei-
tigkeit von Zahlungen kommt es nicht auf die
Absendung, sondern auf den Eingang der
Zahlung an. Bei Zahlungsverzug gelten die
Regelungen des Biirgerlichen Gesetzbuches;
vgl. aber Punkt 5.5.

Die Bankverbindung des Pflegeeinrichtungs-
tragers lautet:

Bank: Sparkasse Arnsberg-Sun-
dern

Knt.-Nr: 100 40 19

BLZ: 466 500 05

Inhaber: Haus Amselhof Seniorenresi-
denz GmbH

Soweit die Pflegekassen zur Ubernahme von
Pflegekosten verpflichtet sind, richtet der
Pflegeeinrichtungstréger seinen Anspruch
unmittelbar gegen diese (vgl. § 87a Abs. 3
SGB Xl sowie entsprechende Regelungen im
Rahmenvertrag). Die Pflegekassen sind bei
Vorliegen der weiteren gesetzlichen Voraus-
setzungen verpflichtet, die pflegebedingten
Aufwendungen, die Aufwendungen fiir medi-
zinische Behandlungspflege und soziale Be-
treuung pauschal in Hohe der in § 43 Abs. 2
SGB Xl angegebenen Leistungsbetrage zu
ubernehmen.

Fiir Versicherte in der sozialen Pflegever-
sicherung betragt der Leistungsbetrag
der Pflegekasse monatlich

bei Pflegestufe 0: EUR 0,00
bei Pflegestufe I:  EUR 1.023,00
bei Pflegestufe Il:  EUR 1.279,00
bei Pflegestufe lll: EUR 1.510,00
bei Pflegestufe Ill/

Hartefall §43

Abs. 3 SGB XI: EUR 1.825,00

Der Vergltungszuschlag gem. § 87 b Abs. 1
SGB XI wird unmittelbar vom Kostentrager
an den Pflegeeinrichtungstrager und nicht auf
das Gesamtentgelt gezahlt. Liegt fiir die
Zahlpflichten des Bewohners die Kostenzu-
sage eines Sozialhilfetragers vor, entfallen in-
soweit die Regelungen (iber Zahlungsver-
pflichtungen des Bewohners. Privatversicher-
te Bewohner rechnen direkt mit ihrer Pflege-

6.1

kasse ab. Der Pflegeeinrichtungstrager
kann die Abrechnung einer sog. ,Abrech-
nungsstelle* (ibertragen; der Bewohner er-
klart — soweit erforderlich — sein Einver-
standnis hiermit. Die (brigen Bestimmun-
gen des Vertrages bleiben unberihrt.

Die Ermittlung der Entgelte und ihre An-
passung

Die Hohe der Pflegevergltung gem. § 82
Abs. 2 SGB XI sowie der Entgelte fiir Un-
terkunft und Verpflegung wird im Rahmen
von Vergiitungsvereinbarungen gem.
§§ 85 - 87 SGB Xl festgelegt. Die Entgelte
kénnen also nicht durch eine Vereinbarung
zwischen dem in der Pflegeversicherung
versicherten, Leistungen beziehenden Be-
wohner und uns vereinbart werden. Wir
sind durch gesetzliche Anordnung an den
Inhalt der genannten Verglitungsver-
einbarungen gebunden. Die mit den Kos-
tengtragern getroffenen Vergltungsverein-
barungen gelten auch im Verhaltnis zwi-
schen uns und den Bewohner als verein-
bart und angemessen, vgl. § 7 Abs. 2 S. 2
WBVG und § 85 Abs. 6 S. 1, 2. Halbsatz
SGB XI. Ungeachtet dessen wird der Pfle-
geeinrichtungstrager  Entgelterhéhungen
entsprechend § 9 WBVG mitteilen und be-
grinden:

Der Pflegeeinrichtungstréger kann eine Er-
héhung des Entgelts verlangen, wenn sich
die bisherige Berechnungsgrundlage ver-
andert. Neben dem erhéhten Entgelt muss
auch die Erhdhung selbst angemessen
sein. Die beabsichtigte Erhéhung wird
schriftlich mitgeteilt und begriindet; sie
muss den Zeitpunkt erkennen lassen, zu
dem die Entgelterh6hung verlangt wird. Die
Begriindung muss diejenigen Positionen
benennen, fir die sich durch die verénder-
te Berechnungsgrundlage Kostensteige-
rungen ergeben und den entsprechenden
Umlagemalstab angeben. Die Begriin-
dung muss darliber hinaus die bisherigen
Entgeltbestandteile  den  vorgesehenen
neuen Entgeltbestandteilen  gegeniber
stellen. Die Erhdhung tritt gegeniber dem
Bewohner friihestens vier Wochen nach
Zugang des hinreichend begriindeten Er-
héhungsverlangens ein. Der Bewohner er-
halt rechtzeitig Gelegenheit, die Angaben
des Pflegeeinrichtungstragers durch Ein-
sichtnahme in dessen Kalkulationsunterla-
gen zu (berpriifen.

Tritt eine ErmaRigung von Kostenbestand-
teilen ein, so ist der Pflegeeinrichtungstra-
ger zur Vornahme einer entsprechenden
Absenkung der Entgelte verpflichtet.

In den Fallen einer zulassigen Entgeltver-
&nderung nach Punkt 6.1 dieses Vertrages
behalt sich der Pflegeeinrichtungstrager
vor, diese Verdnderung durch einseitige
Erklarung herbeizufiihren. Die Ausfiihrun-
gen dieses Absatzes (Punkt 6.1) gelten
sinngemal auch hinsichtlich der Entgelte
fir Unterkunft und fir Verpflegung.

Die Entgelte fiir die Pflegestufe/Pflegeklas-
se 0/G bestimmen sich nach der Vergii-



tungsvereinbarung des Pflegeeinrich-
tungstragers gem. §§ 75 ff. SGB XIl. Die
nach diesem Vertrag vorgesehenen Entgelte
sind auch im Verhéltnis zu privatversicher-
ten und unversicherten Bewohnern wirk-
sam vereinbart. Erhdhungen der Entgelte
sind fiir privatversicherte und unversicherte
Bewohner nur nach MalRgabe der Vertrags-
punkte 6.1 und 6.2 verbindlich.

Werden Vergltungsvereinbarungen durch
Schiedsspriiche bzw. Gerichtsurteile ersetzt,
so gelten die vorangegangenen Regelungen
dieses Abschnittes Uber Entgeltverdnderun-
gen entsprechend. Wird der Bewohner auf-
grund einer Begutachtung des Medizinischen
Dienstes der Krankenversicherung (MDK) in
eine neue Pflegestufe eingruppiert, so gilt
diese auch im Verhaltnis zwischen Bewohner
und Pflegeeinrichtungstragervom Zeitpunkt
der Beantragung einer MDK-Begutachtung
bzw. von dem im Bescheid des Kostentra-
gers genannten Zeitpunkt an in der Weise,
dass der Bewohner der entsprechenden
Pflegeklasse (s. 0. 5.1) durch einseitige Er-
klarung des Pflegeeinrichtungstragers zuge-
wiesen wird, vgl. § 8 Abs. 2 WBVG.

Diese Regelung gilt hinsichtlich ent-
sprechender Einstufungsverfahren auch fir
Privatversicherte sowie Versicherte der
Deutsche Rentenversicherung Knapp-
schaft-Bahn-See und deren veranderten
Pflegebedarf. Die hiernach zulassige, im Ver-
héltnis zu den angepassten Leistungen an-
gemessene Entgeltanpassung ist gegentiber
dem Bewohner darzustellen und zu begriin-
den. Hierzu ist eine Gegenlberstellung der
bisherigen und der angepassten Leistungen
sowie der dafiir jeweils zu entrichtenden Ent-
gelte in schrifticher Form vorzunehmen.
Hierbei kann der Pflegeeinrichtungstrager
auf Pflegedokumentationen, Bescheide von
Kostentrégern oder MDK-Gutachten und sei-
ne dem hiernach festgestellten Bedarf ange-
passten Leistungen verweisen. Fir Privatver-
sicherte und Versicherte der Deutsche Ren-
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See gilt
Entsprechendes. Eine Verringerung der Pfle-
gestufe verpflichtet den Pflegeeinrichtungs-
trager zu einer entsprechenden Anpassung
der Pflegeklasse.

Unter den Voraussetzungen des § 87a Ab-
satz 2 SGB XI und des § 84 Absatz 2 Satz 3
SGB Xl ist der Pflegeeinrichtungstrager be-
rechtigt, eine gegentiber der Pflegestufe er-
hohte Pflegeklasse abzurechnen. Nach § 87
a Abs. 2 SGB Xl ist die vorlaufige Abrech-
nung einer erhdhten Pflegestufe unter den
nachfolgend dargestellten Voraussetzungen
maglich: Soweit Anhaltspunkte dafir beste-
hen, dass der Bewohner aufgrund der Ent-
wicklung seines Zustandes einer hoheren
Pflegestufe zuzuordnen ist, ist er auf schriftli-
che Anordnung des Pflegeeinrichtungstra-
gers verpflichtet, bei seiner Pflegekasse die
Zuordnung zu einer héheren Pflegestufe zu
beantragen. Diese Aufforderung ist zu be-
griinden und Uberdies der Pflegekasse sowie
einem etwa zustandigen Sozialhilfetrager zu
Ubermitteln. Weigert sich der Bewohner,
einen derartigen Antrag zu stellen, darf der
Pflegeeinrichtungstrager ihm und seinen

6.2
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Kostentragern ab dem ersten Tag des zwei-
ten Monates nach der Aufforderung vorldufig
den Pflegesatz nach der n&chsthheren Pfle-
geklasse berechnen. Werden die Vorausset-
zungen fiir eine héhere Pflegestufe von dem
MDK bzw. dem sozialmedizinischen Dienst
der Knappschaft-Bahn-See spaterhin nicht
bestatigt, und lehnt die Pflegekasse darauf
hin eine Hoherstufung ab, hat der Pflegeein-
richtungstrager dem Bewohner den (iberzahl-
ten Betrag unverzlglich zurlickzuzahlen. Die-
ser Betrag ist riickwirkend ab dem Zeitpunkt
der Berechnung einer erhdhten Pflegeklasse
mit zumindest 5 % zu verzinsen.
Betriebsnotwendige Investitionsaufwen-
dungen werden gegeniber dem Bewohner
gesondert berechnet, vgl. 5.2.

Die Hohe der gesondert gegentiber dem Be-
wohner berechenbaren Investitionsaufwen-
dungen bedarf gem. § 82 Abs. 3 SGB XI und
nach sonstigen landesrechtlichen Regelun-
gen der Zustimmung der zustandigen Lan-
desbehorde. Der Pflegeeinrichtungstrager
versichert, dass eine Zustimmung im Hinblick
auf die von ihm gesondert berechneten In-
vestitionsaufwendungen vorliegt. Andert sich
die Hohe der gesondert berechenbaren Auf-
wendungen, so wird diese Anderung ab dem
in der Zustimmung der zustandigen Landes-
behdrde genannten Zeitpunkt auch im Ver-
haltnis zwischen den Parteien dieses Vertra-
ges wirksam.

Das Heim erhélt keine Forderung seiner In-
vestitionskosten nach landesrechtlichen Vor-
schriften. Daher ist eine gesonderte Berech-
nung der investiven Aufwendungen gegen-
Uber dem Bewohner ohne Zustimmung der
zustandigen Landesbehérde gem. § 82 Abs.
4 SGB XI mdglich.

Der Pflegeeinrichtungstrager darf eine Erho-
hung der gesondert berechenbaren investi-
ven Aufwendungen verlangen, wenn sich die
bisherige Berechnungsgrundlage verandert.
Neben dem erhdhten Entgelt muss auch die
Erhéhung selbst angemessen sein, wobei in-
soweit erganzend gilt, dass Erhéhungen auf-
grund von Investitionsaufwendungen nur zu-
lassig sind, soweit sie nach der Art des Heim-
betriebs notwendig sind und nicht durch eine
offentliche Forderung gedeckt werden. Fir
die Begriindung des Erhéhungsverlangens
gilt der Vertragspunkt 6.1, zweiter Absatz,
entsprechend.

Zur Begriindung kann der Pflegeeinrich-
tungstrager auf einen evtl. mit dem zustandi-
gen Tréger der Sozialhilfe bestehenden Ver-
trag gem. §§ 75, 76 und 77 SGB XII sowie
Bescheide der zusténdigen Landesbehérde
im Sinne von Punkt 6.2 Bezug nehmen;
durch einen derartigen Vertrag ist der Pflege-
einrichtungstrager allerdings nicht in der
Hohe der gesondert berechenbaren Aufwen-
dungen beschrankt.

Ergeben sich Kostensenkungen im Bereich
der Investitionsaufwendungen, so wird der
Pflegeeinrichtungstrager die Hohe der geson-
dert berechenbaren Aufwendungen ent-
sprechend anpassen.

In den Féllen einer zuldssigen Entgeltver-
&nderung nach Punkt 6.2 dieses Vertrages
behélt sich der Pflegeeinrichtungstrager
vor, diese Veranderung durch einseitige
Erklarung herbeizufiihren.

Die Regelungen bei Abwesenheit des Be-
wohners, § 87 a Abs. 1 Satz4 SGB XI

7.1 Wird der Heimplatz vorlibergehend nicht in

Anspruch genommen, so wird er fir einen
Abwesenheitszeitraum von bis zu 42 Ta-
gen im Kalenderjahr vom Pflegeeinrich-
tungstrager fiir den Bewohner frei gehal-
ten. Dieser Zeitraum verlangert sich um et-
waige Krankenhausaufenthalte und Aufent-
halte in Rehabilitationseinrichtungen. Fir
die Vergitung gilt die aus der Anlage er-
sichtliche rahmenvertragliche bzw. ihr
gleichstehende landesrechtliche Regelung
(vgl. die im Anlageverzeichnis unter dem
Punkt ,Vergltungsregelung bei Abwesen-
heit* genannte Vorschrift).

7.2 Sobald nach den rahmenvertraglichen Re-

gelungen die Verpflichtung zur Zahlung ei-
ner gekirzten Vergiitung bei Abwesenheit
endet, zahlt der Bewohner die nach dem
vorliegenden Vertrag geschuldeten Entgel-
te in voller Hohe fort. Hierbei werden er-
sparte Aufwendungen in Hohe der Rege-
lung unter Punkt 7.1 S. 3 beriicksichtigt.

Werden ersparte Aufwendungen nach die-
ser Vorschrift berlcksichtigt, bleibt dem
Bewohner der Nachweis hdherer ersparter
Aufwendungen des Pflegeeinrichtungstra-
gers unbenommen.

8. Die Regelungen zu Haftung und Minderung

Bewohner und Pflegeeinrichtungstrager
haften einander fiir Sachschéden im Rah-
men dieses Vertrages bei Vorsatz oder
grober Fahrlassigkeit unbeschréankt. Bei le-
diglich einfacher Fahrlassigkeit haftet keine
der beiden Seiten fiir Sachschaden. Dies
gilt nicht bei der Verletzung wesentlicher
Vertragspflichten. Die Haftung beider Sei-
ten ist begrenzt auf solche Sachschaden,
mit deren Eintritt bei Vertragsschluss ver-
niinftigerweise zu rechnen war.

8.2 Fir Personenschédden gelten die gesetzli-

chen Bestimmungen.

8.3 Fir Minderungs- bzw. Gewahrleistungsan-

spriiche gelten §§ 115 Abs. 3 SGB XI, 10
WBVG sowie ggf. zivilrechtliche Vorschrif-
ten.

9. Unsere Taschengeld- bzw. Barbetragsver-

waltung

Der Pflegeeinrichtungstrager halt im Rah-
men der Bestimmungen der zustandigen
Sozialhilfetrdger Uber die Gewahrung von
Barbetragen monatlich fur jeden Bewohner
den ihm gegebenenfalls zustehenden Be-
trag zur Verfiigung, sobald eine Kosten-
Ubernahmeerklarung des betreffenden So-
zialhilfetragers vorliegt und die entspre-
chenden Mittel von diesem zur Verfligung



gestellt worden sind. Der Barbetrag ist ent-
sprechend den Bestimmungen und Zweck-
setzungen der Sozialhilfetrdger zu verwen-
den.

9.2 Die Auszahlung erfolgt an den Bewohner
bzw. an den gerichtlich bestellten Betreuer,
soweit dessen Amt solche Geschafte erfasst.

10. Vertragsdauer

Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit ge-
schlossen, soweit nicht im Einzelfall durch
ausdrickliche Vereinbarung zuldssigerweise
eine befristete Aufnahme des Bewohners be-
absichtigt ist.

11, Kiindigung

11.1 Die ersten zwei Wochen der Vertragslaufzeit
gelten als Probezeit, binnen derer der Be-
wohner das Vertragsverhéltnis jederzeit ohne
Einhaltung einer Frist kiindigen kann. Wird
dem Bewohner erst nach Beginn des Ver-
tragsverhéltnisses eine schriftliche Ausferti-
gung des Vertrags ausgehandigt, so kann er
auch noch bis zum Ablauf von zwei Wochen
nach dem Zeitpunkt der Aushandigung ohne
Einhaltung einer Frist kiindigen.

Der Bewohner kann den Vertrag spatestens
am dritten Werktag eines Kalendermonats
fir den Ablauf desselben Monats schriftlich
kiindigen. Bei einer Erhdhung des Entgeltes
ist eine Kiindigung abweichend hiervon je-
derzeit zu dem Zeitpunkt méglich, zu dem
die Erhdhung vom Pflegeeinrichtungstrager
verlangt wird. Der Vertrag kann jederzeit vom
Bewohner aus wichtigem Grund ohne Einhal-
tung einer Kindigungsfrist gekiindigt wer-
den, wenn ihm die Fortsetzung des Vertra-
ges bis zum Ablauf der Kiindigungsfrist nicht
zuzumuten ist. Hat in den Fallen des voran-
gegangenen Satzes der Pflegeeinrichtungs-
trager den Kiindigungsgrund zu vertreten,
hat er dem Bewohner einen angemessenen
Leistungsersatz zu zumutbaren Bedingun-
gen nachzuweisen und ist zum Ersatz der
Umzugskosten in angemessenem Umfang
verpflichtet. Im Falle des Satzes 3 kann der
Bewohner den Nachweis eines angemesse-
nen Leistungsersatzes auch dann verlangen,
wenn er noch nicht gekiindigt hat. § 115 Abs.
4 SGB XI bleibt unberiihrt.

11.2
Der Pflegeeinrichtungstrager kann den Ver-
trag nur aus wichtigem Grund kindigen. Ein
wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn

11.2.1
der Betrieb der Pflegeeinrichtung vom Pfle-
geeinrichtungstrager eingestellt, wesentlich
eingeschrankt oder in seiner Art verandert
wird und die Fortsetzung des Vertrages fiir
den Pflegeeinrichtungstrager eine unzumut-
bare Harte bedeuten wiirde,

11.2.2
der Pflegeeinrichtungstrager eine fachge-
rechte Pflege- oder Betreuungsleistung nicht
erbringen kann, weil

a)
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der Bewohner eine von der Einrichtung ange-
botene Anpassung der Leistungen entspre-
chend einem verénderten Pflege- oder Be-
treuungsbedarf (vgl. § 8 Abs. 1 WBVG) nicht
annimmt; die Kindigung des Pflegeeinrich-
tungstragers ist allerdings nur zuldssig, wenn
er zuvor gegeniilber dem Bewohner das An-
gebot der Anpassung unter Bestimmung ei-
ner angemessenen Annahmefrist und unter
Hinweis auf die beabsichtigte Kiindigung er-
neuert hat und nicht der Kiindigungsgrund
durch eine vollstandige oder teilweise Annah-
me durch den Bewohner (vgl. § 8 Abs. 1
WBVG) entfallen ist oder

der Pflegeeinrichtungstrager aufgrund eines
wirksamen Ausschlusses der Leistungs-
anpassung eine solche nicht anbietet, vgl. er-
ganzend § 8 Abs. 4 WBVG

und dem Pflegeeinrichtungstrager deshalb
ein Festhalten an dem Vertrag nicht zumut-
bar ist oder

11.2.3

der Bewohner seine vertraglichen Pflichten
schuldhaft so groblich verletzt, dass dem
Pflegeeinrichtungstrager die Fortsetzung des
Vertrages nicht mehr zugemutet werden
kann

oder

11.2.4

der Bewohner

fir zwei aufeinanderfolgende Termine mit der
Entrichtung des Entgeltes oder eines Teils
des Entgeltes, der das Entgelt fir einen Mo-
nat Ubersteigt, in Verzug ist

oder

in einem Zeitraum, der sich iber mehr als
zwei Termine erstreckt, mit der Entrichtung
des Entgeltes in Hohe eines Betrages in Ver-
zug gekommen ist, der das Entgelt fiir zwei
Monate erreicht.

11.2.5

In den Fallen des Punktes 11.2.4 ist die Kiin-
digung nur zuldssig, wenn zuvor dem Bewoh-
ner unter Hinweis auf die beabsichtigte Kiin-
digung erfolglos eine angemessene Zah-
lungsfrist gesetzt worden ist. Ist der Bewoh-
ner in den Féllen des Punktes 11.2.4 mit der
Entrichtung des Entgeltes fir die Uberlas-
sung von Wohnraum (Entgelt fiir betriebsnot-
wendige investive Aufwendungen gem. § 82
SGB XI, vgl. Punkt 5.2 dieses Vertrages) in
Rickstand geraten, ist die Kiindigung ausge-
schlossen, wenn der Pflegeeinrichtungstra-
ger vorher befriedigt wird. Die Kundigung
wird unwirksam, wenn bis zum Ablauf von
zwei Monaten nach Eintritt der Rechtshangig-
keit des R&umungsanspruches hinsichtlich
des falligen Entgeltes der Pflegeeinrichtungs-
trager befriedigt wird oder eine offentliche
Stelle sich zur Befriedigung verpflichtet.

11.2.6

Die Kiindigung durch den Pflegeeinrichtungstra-
ger bedarf der schriftlichen Form; sie ist zu be-
grinden.

11.2.7

In den Fallen der Punkte 11.2.2 bis 11.2.4
kann der Pflegeeinrichtungstrager den Ver-
trag ohne Einhaltung einer Frist kiindigen.
In den Gbrigen Féllen des Punktes 11.2 ist
die Kiindigung spatestens am 3. Werktag
eines Kalendermonats fiir den Ablauf des
nachsten Monats zulassig.

11.2.8
Hat der Pflegeeinrichtungstrager nach
Punkt 11.2.1 gekiindigt, so hat er dem Be-
wohner einen angemessenen Leistungser-
satz zu zumutbaren Bedingungen nachzu-
weisen und die Kosten des Umzuges in an-
gemessenem Umfang zu tragen.

11.3
Eine Kiindigung des Vertrages durch den
Pflegeeinrichtungstrédger zum Zwecke der
Erhdhung des Entgeltes ist ausgeschlos-
sen.

12. Vertragsende / Folgen der Vertragsbeendi-
qung
121

Bis zum Vertragsende ist das volle Gesam-
tentgelt zu entrichten. Bei voriibergehender
Abwesenheit des Bewohners gilt Punkt 7
dieses Vertrages.

12.2

Der Vertrag endet mit dem Tag des
Versterbens des Bewohners. Bei Ableben
des privatversicherten oder unversi-
cherten Bewohners aulerhalb des Anwen-
dungsbereichs des SGB XI gilt folgendes:
Das Vertragsverhaltnis hinsichtlich des
Entgelts fiir Wohnraum und fiir Investitions-
aufwendungen endet zwei Wochen nach
dem Todestag, wenn der (berlassene
Wohnraum bzw. der Platz nicht friiher be-
legt werden kann; im Ubrigen endet das
Vertragsverhéltnis mit dem Todestag. Das
Entgelt vermindert sich um den Verpfle-
gungssatz gem. Punkt 5.1 Uberlasst der
Heimtréger vor vollstdndigem Ablauf des
Vertrages den Gebrauch der Unterkunft ei-
nem Dritten, endet das Vertragsverhaltnis
auch hinsichtlich des Entgelts fir Wohn-
raum und Investitionsaufwendungen mit
dem Tag, vor dem die Uberlassung wirk-
sam war.

12.3

Findet nach dem Vertragsende und trotz
Verstreichens einer angemessenen vom
Pflegeeinrichtungstrager gesetzten Nach-
frist die Raumung und Abholung der per-
sonlichen Sachen des Bewohners nicht
statt, so kann der Pflegeeinrichtungstrager
die Raumung und Lagerung der personli-
chen Sachen auf Gefahr und Rechnung
des Bewohners oder seiner Erben veran-
lassen.

13. Vertretung des Bewohners

13.1
Der Pflegeeinrichtungstrager kann Ent-
scheidungen fiir den Bewohner nur inso-
weit treffen, als er durch eine schriftliche



13.2

14

Vereinbarung mit ihm oder dem gesetzlichen
Vertreter hierzu ermdchtigt ist. Die Rechte
und Pflichten des Pflegeeinrichtungstrégers
gem. § 87a Abs. 2 SGB XI bleiben hiervon
unberiihrt.

Der Pflegeeinrichtungstrager darf den
Pflegekassen bzw. dem Medizinischen
Dienst der Krankenversicherung (MDK)
sowie insbesondere dem zusténdigen So-
zialhilfetrager Mitteilungen iiber eine evtl.
Verénderung des Pflegebedarfs des Be-
wohners machen (vgl. die im Anlagever-
zeichnis unter dem Punkt ,Mitteilungen”
genannte Vorschrift). Der Bewohner be-
vollméchtigt unter dem Vorbehalt jeder-
zeitigen Widerrufs den Pflegeeinrich-
tungstrdger zum Stellen von Antrégen

und zur Abgabe von Erkldrungen mit
Blick auf Leistungen der Sozialhilfe und

Neueinstufungen im Sinne der §§ 14 und
15 SGB XI. Dariiber hinaus ist der Bewoh-
ner zur Mitwirkung bei einer evtl. Neuein-
stufung verpflichtet, soweit die Pflegekas-
sen bzw. der MDK von ihren Uberprii-
fungsbefugnissen Gebrauch machen (vgl.
die im Anlageverzeichnis unter dem
Punkt ,Uberpriifung der Notwendigkeit
und Dauer der Pflege“ genannten Vor-
schriften).

. Beirat

15.

Der Pflegeeinrichtungstrager wirkt darauf hin,
fir seine Einrichtung nach den geltenden ge-
setzlichen Vorschriften einen Beirat zu bil-
den, bzw. einen Flrsprecher einzusetzen.

Vertragsanderungen/ Unwirksamkeit einzel-

15.1

15.2

16

ner Bestimmungen

Anderungen und Erganzungen des Vertra-
ges sind gem. § 6 WBVG schriftlich zu fas-
sen.

Eine etwaige Unwirksamkeit einzelner Be-
stimmungen dieses Vertrages bertihrt seine
Rechtswirksamkeit im Ubrigen nicht.

. Datenschutz

16.1

16.2

Der Pflegeeinrichtungstrager verpflichtet
sich zu einem vertraulichen Umgang mit
den personenbezogenen Informationen
des Bewohners. Es werden nur solche
Bewohnerinformationen erhoben und ge-
speichert, die fiir die Erfiillung und Durch-
fiilhrung des Vertrages und sonstiger Ver-
pflichtungen gegeniiber Behdrden und
Pflege- oder Krankenkassen erforderlich
sind (vgl. die im Anlageverzeichnis unter
dem Punkt ,Datenschutz“ genannte Vor-
schrift).

Der Bewohner erhélt auf Wunsch eine Mit-
teilung dariiber, welche Bewohnerdaten
gefiihrt werden. Insbesondere hat der Be-
wohner oder ein von ihm Bevollméchtig-

16.3

17.

-7-

ter das Recht auf Einsichtnahme in die
tiber ihn gefiihrte Pflegedokumentation.

Der Pflegeeinrichtungstrager ist be-
rechtigt, insbesondere dem MDK und
gegebenenfalls auch den Pflegekas-
sen die iiber den Bewohner gefiihrte
Pflegedokumentation im Rahmen der
aus dem Sozialgesetzbuch und dem
Rahmenvertrag hervorgehenden Ver-
pflichtungen zuganglich zu machen.
Dies gilt sinngemaR fiir weitere Aus-
kunftsanspriiche der Pflegekassen
bzw. Sozialhilfetriger aus Gesetz
bzw. Vertrag, insbesondere dem Rah-
menvertrag gemal § 75 SGB XI. Diese

Einwilligung ist frei widerruflich.
Anderungen der Rechtslage / Vertragskon-

17.1

17.2

trolle

Sollte eine Regelung dieses Vertrages, auf
dessen Charakter als Allgemeine Geschéfts-
bedingungen hiermit ausdrticklich hingewie-
sen wird, von der Rechtsprechung als un-
wirksam erachtet werden, so werden die Par-
teien ggf. im Einzelfall eine Erganzungsver-
einbarung treffen.

Der Pflegeeinrichtungstrager ist Mitglied im
Verband Deutscher Alten- und Behinderten-
hilfe e. V. (VDAB) mit Sitz in Essen. Dieser
vom VDAB empfohlene Vertrag ist — auch
aus Grinden des Verbraucherschutzes — mit
Gesetzgebung und Rechtsprechung abge-
stimmt worden. Die hier vorliegende Fassung
beruht auf dem rechtlichen Stand Oktober
2009.

(Ort, Datum)

(Pflegeeinrichtungstrager)

(Bewohner)

(evtl. Betreuer/in / Bevollmachtige/r)
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	   Der in den Entgelten für Verpflegung 
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	Heimbewohner, die dauerhaft ausschließlich auf Sondenernährung ange­wiesen sind, die von einem Kostenträger (z. B. Krankenkasse) finanziert wird, erhalten diesen Sachkostenanteil von dem Pflegeeinrichtungsträger erstattet. Dies gilt nicht, wenn der Pflegeeinrichtungsträger die Kosten übernimmt.
	6.	Die Ermittlung der Entgelte und ihre Anpassung

	Diese Regelung gilt hinsichtlich ent­sprechender Einstufungsverfahren auch für Privatversicherte sowie Versicherte der Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See und deren veränderten Pflegebedarf. Die hiernach zulässige, im Verhältnis zu den angepassten Leistungen angemessene Entgeltanpassung ist gegenüber dem Bewohner darzustellen und zu begründen. Hierzu ist eine Gegenüberstellung der bisherigen und der angepassten Leistungen sowie der dafür jeweils zu entrichtenden Entgelte in schriftlicher Form vorzunehmen. Hierbei kann der Pflegeeinrichtungsträger auf Pflegedokumentationen, Bescheide von Kostenträgern oder MDK-Gutachten und seine dem hiernach festgestellten Bedarf angepassten Leistungen verweisen. Für Privatversicherte und Versicherte der Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See gilt Entsprechendes. Eine Verringerung der Pflegestufe verpflichtet den Pflegeeinrichtungsträger zu einer entsprechenden Anpassung der Pflegeklasse. 
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